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Geſetz⸗Sammlung 
| für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


35 „„ 


(Nr. 6027.) Urkunde, betreffend das Tragen der Inſignien des Rothen Adler-Ordens 
J. Klaſſe und des Kronen-Ordens I. Klaſſe bei gleichzeitigem Beſitze beider 
Orden. Vom 18. Januar 1865. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


haben durch die Stiftung des Großkreuzes zu dem Rothen Adler⸗Orden dieſem 
die Stellung als zweiter Ritter-Orden des Koͤniglichen Hauſes, welche ihm die 
Urkunde vom Jahre 1792. zuſpricht, fuͤr immer geſichert, ungeachtet des gleichen 
Ranges, welchen der Koͤnigliche Kronen⸗Orden in allen ſeinen Klaſſen mit ihm 
hat. Unter Aufrechthaltung dieſer Gleichſtellung beſtimmen Wir mit Bezug⸗ 
nahme auf die Urkunden wegen Erweiterung der I. Klaſſe des Rothen Adler⸗ 
Ordens und wegen Stiftung des Koͤniglichen Kronen⸗Ordens vom 18. Oktober 
1861. (Geſetz⸗Samml. für 1861. S. 797. und für 1862. S. 9.), was folgt: 


1) Die Sterne des Rothen Adler- und des Kronen-Ordens I. Klaſſe 
werden nicht mehr gleichzeitig getragen. Der Stern des Rothen Adler⸗ 
Ordens I. Klaſſe wird bei Verleihung des Kronen-Ordens I. Klaſſe 
abgelegt, wogegen in dieſem Falle, als ein Zeichen, daß der Rothe 
Adler⸗Orden I. Klaſſe bereits vorher erworben worden war, die Inſignien 
des Kronen⸗Ordens I. Klaſſe in der Art ausgezeichnet werden, daß das 
Band des Rothen Adler-Ordens in Emaille bei dem Stern um die 
Spitzen deſſelben und bei dem Kreuze um die Balken deſſelben ge⸗ 
ſchlungen iſt; das Kreuz des Rothen Adler-Ordens I. Klaſſe wird hier⸗ 
bei um den Hals getragen. Wird dagegen der Rothe Adler⸗Orden 
I. Klaſſe nach dem Kronen-Orden I. Klaſſe verliehen, fo wird der 
Stern des letzteren abgelegt, und werden als ein Zeichen, daß der 
Kronen⸗Orden bereits vorher erworben worden war, die Inſignien des 
Rothen Adler-Ordens I. Klaſſe in der Art ausgezeichnet, daß das Band 
des Kronen⸗Ordens in Emaille bei dem Stern um die Spitzen deſſelben 
und bei dem Kreuze um die Balken deſſelben geſchlungen iſt; das Kreuz 
des Kronen⸗Ordens I. Klaſſe wird hierbei um den Hals getragen. 


2) Das Eichenlaub des Rothen Adler⸗Ordens geht in dieſem Falle, wenn 
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Ausgegeben zu Berlin den 22. Maͤrz 1865. 
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N geweſen war 5 auf den 
vice versa ſtattfindet, 
Orden I. Klaſſe 


5 a. 39 War der Rothe Adler⸗Orden oder Kronen-Orden J. Klaſſe mit Schwer⸗ 


tern erworben worden, ſo wird bei der Verleihung der hoͤheren Orden 


nur das Kreuz dieſer Klaſſe, aber an ei 
den Hals getragen. 


Bei Inlaͤndern wird in der Regel die I. Klaſſe des Kronen⸗Ordens nur 
verliehen, wenn der Rothe Adler⸗Orden I. Klaſſe erworben worden war. 


5) Bei Verleihung des Großkreuzes des Rothen Adler⸗Ordens, ſowie bei 
der des Schwarzen Adler⸗Ordens wird der Stern des Kronen⸗Ordens 
abgelegt, das Kreuz deſſelben, eventualiter mit dem Bande des Rothen 

Adler⸗Ordens in Emaille, reſp. das Kreuz des Rothen Adler-Ordens 
I. Klaſſe mit dem Bande des Kronen⸗Ordens in Emaille, jedoch um 


nem ſchwarzweißen Bande, um 


Arkund 
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(. S.) Wilhelm. 


Er Bismard - Schönhaufen. v. Bodelſchwingh. 95 Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
33 Gr. zu Eulenburg. 
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(Nr. 6028.) 


(Nr. 6028.) Privilegium wegen Ausgabe von auf den Inhaber lautender Poſener Stadt— 
Obligationen im Betrage von 160,000 Thalern. Vom 13. Februar 1865. 


f Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem der Magiſtrat zu Poſen im Einverſtaͤndniß mit der dortigen 
Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, zur Herſtellung ſtaͤdtiſcher 
Waſſerwerke eine Anleihe mitkelſt auf den Inhaber lautender und mit Zins⸗ 
ſcheinen verſehener ©tadt- Obligationen ausgeben zu duͤrfen, ertheilen Wir in 
Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine Zahlungsverbindlichkeit gegen jeden Inhaber enthalten, 
durch gegenwaͤrtiges Privilegium zur Ausſtellung von Einhundert ſechszig 
Tauſend Thalern Poſener Stadt⸗ Obligationen, welche nach dem anliegenden 
Schema, und zwar: 

1,500 Stuͤck a 40 Thaler, 
500 4 100 = 


100 300 


auszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich zu verzinſen und, von Seiten der 
Glaͤubiger unkuͤndbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane in den Jahren 
1867. bis 1903. einſchließlich zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt der Rechte 
Dritter, Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern 
der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung Seitens 
des Staats zu bewilligen. 5 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. Fr . 


Gegeben Berlin, den 13, Februar 1865. 


(J. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 0 8 
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Schema 1. 


Provinz Poſen, Regierungsbezirk Pofen. 


1 Obligation 

dier Provinzial⸗Hauptſtadt Poſen 

1 1 E 5 8 | 
ee Thaler Preußiſch Kurant, 


verzinslich mit fuͤnf Prozent. 


Die Stadtgemeinde Poſen verſchuldet dem Inhaber dieſer, Seitens des Glaͤu⸗ 
bigers unkuͤndbaren Verſchreibung die Summe von ... . Thalern Preußiſch 
Kurant, deren Empfang der unterzeichnete Magiſtrat beſcheinigt. Dieſe Schuld⸗ 
ſumme bildet einen Theil des zur Herſtellung von Waſſerwerken in der Stadt 
Poſen in Gemaßheit des Allerhoͤchſten Privilegiums vom un cneerees 
aufgenommenen Darlehns von 160,000 Thalern. 855 

Die Ruͤckzahlung dieſes Darlehns gefchieht vom Jahre 1867. ab allmaͤlig 
aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem 
Prozent jaͤhrlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchrei⸗ 
bungen, nach Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. 


Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1867. ab in den 
Monaten Januar und Juli jeden Jahres. Die Stadtgemeinde Poſen behaͤlt 
ſich das Recht vor, den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, 
ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die aus⸗ 
gelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung 
ihrer Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem 
die Rückzahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung 
erfolgt fünf, drei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte 
der Koͤniglichen Regierung zu Poſen, in der Deutſchen und Polniſchen Poſener 
Zeitung und in dem Preußiſchen Staats⸗Anzeiger. 

f Sollte eines oder das andere der bezeichneten Blätter eingehen, fo be⸗ 

ſtimmt der Magiſtrat mit Genehmigung der Koͤniglichen Regierung zu Poſen, 
in welchem anderen Blatte ſtatt des eingegangenen die Bekanntmachung 
erfolgen ſoll. 

Bis zu dem Tage, an welchem folchergeftalt das Kapital zuruͤckzugeben 
iſt, wird es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. i 

| | eute 


ee 
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heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jahrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem 


verzinſet. i 
d Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
abe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Stadt⸗Kaͤmmereikaſſe in Poſen, in der nach dem Eintritt des Faͤlligkeits⸗ 
termins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine zuruͤck 
an liefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

; "Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nach dem Kalenderjahre, in welchem ſie faͤllig geworden, nicht erhobenen Zinſen, 
verjaͤhren zu Gunſten der Stadtgemeinde Poſen. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil I, 
Titel 51. §. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Poſen. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verfaͤhrungsfriſt bei dem Magiſtrate in Poſen anmeldet und den ſtattgehabten 
Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in 
glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der 
angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. N 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ausgegeben; fuͤr die weitere Zeit werden Zinskupons 
für fünfjährige Perioden ausgegeben werden. 5 

Die Ausgabe einer neuen Zinsfupong- Serie erfolgt bei der Stadt⸗Kaͤm⸗ 
mereikaſſe in Poſen gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons-Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Poſen mit ihrem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 8 


Polen, denn 18. 8 
Der Magiſtrat der Provinzial-Hauptſtadt Poſen. 


(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtrats⸗Dirigenten und eines anderen 
Magiſtratsmitgliedes.) 


Eingetragen Fol. ..... . 
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Wik 


% ee Tbeler a fünf Dany eh 


a Silbergroſchen. RR Pfennige. 


Der Inhaber i iefes Zins kupons einpfängt gegen deſſen Rücgabe am 2 
en nn und ſpaͤkerhin die ‚Binjen der vorbenannten Dbligatinni für das 
j Jahr vom ei: his . mit (in Buchſtaben) . ..... Thalern 
Silbergroſchen oben Pfennige bei der Stadr-fdmmeriffie in er 


5 18. 5 


Der Magifteat. 


i nile der Unterhnft des Magiſtrats⸗ Dirigenten und, eines anderen 
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es a fünf Prozent erging. | 
a Inhaber dieſes Talons empfängt ae deſſen Ruck, abe Hi der 
vorbenannten Obligation die ..... te Serie Zinskupons ar die fünf a 
a He 1 bei der Stadt⸗ Ränge in Poſen. 


ten 


2 


Gott der Unterfrit.b des sten 155 eines anderen 


ſchaft“ mit der 


f 
om 24. Februar 1865. 


es Königs Majeftät haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 13. Februar 

65. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: Stettiner Dampf⸗ 
Schleppſchiffahrts⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Stettin, ſowie deren 
Statut vom 30. Dezember 1864. zu genehmigen geruht. ER 
Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
der Königlichen Regierung zu Stettin bekannt gemacht werden. i 


8 Berlin, den 24. Februar 1865. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
N a Gr. v. Itzenplitz. ir 
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N: (Nr. 6030.) Statut des Meliorationsverbandes für das Piasnitzbruch bei Zarnowitz im 
N Kreiſe Neuſtadt, Regierungsbezirk Danzig. Vom 27. Februar 1865. 


Wie Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen, auf Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz⸗Samml. vom 
Jahre 1853. S. 183.) und der HH. 56. 57. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 
(Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1843. S. 51.), nach Anhoͤrung der Betheiligten, 
dem nu Mehrheit derſelben, der Fläche nach berechnet, entſprechend, 
was folgt: 


§. 1. 


Die Beſitzer der Grundſtuͤcke im Piasnitzbruche bei Zarnowitz werden Umfang und 5 
Behufs Entwaͤſſerung ihrer Grundſtuͤcke zu einer Genoſſenſchaft unter dem we des Mer 


iorationsver⸗ 
Namen: bandes. 


„Meliorations verband für das Piasnitzbruch bei Zarnowitz“, 


vereinigt. Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu 
Neuſtadt in Weſtpreußen. 


H. 2. = 


Das Meliorationsgebiet umfaßt die Bruchgrundſtuͤcke auf dem rechten 
Ufer des Piasnitzfließes bis an die Karwenbrucher Grenze; daſſelbe iſt auf den 
Projektionskarten des Feldmeſſers Genß von der Bruchmelioration zwiſchen 
Wierchuczin und Putzig aus dem Jahre 1856—58. Sektion II. und III. ein⸗ 
getragen und mit Abtheilung II. bezeichnet. 


Der Umfang des Meliorationsgebietes und der Beſitzſtand der einzelnen 
Intereſſenten ergiebt ſich aus dem Kakaſter der Meliorationsflaͤche im Plasnitz⸗ 
bruche vom Jahre 1859.; die in der Abtheilung II. dieſes Kataſters aufgefuͤhrten 
Grundſtuͤcke mit einer Geſammtflaͤche von 5365 Morgen 23 Quadratruthen 
bilden fuͤr jetzt den Verband. 

Dieſe Feſtſetzung gilt jedoch nur interimiſtiſch bis zur Ausfertigung des 
n 15 H. 5.), durch welches das Meliorationsgebiet definitiv feſtgeſtellt 
werden wird. i 


. 3. 


Der Genoſſenſchaft liegt es ob, den von dem Oekonomie⸗Kommiſſarius 


Waas aufgeſtellten Entwaͤſſerungsplan fuͤr die Abtheilung II. des Piasnitz⸗ 
bruches vom ne 1802 nebſt Nachtrag vom 5. Juni 1864. zur Ausfuͤhrung 


zu bringen, und die darin aufgefuͤhrten Anlagen in Zukunft gemeinſchaftlich zu 
unterhalten. g 
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Es bleibt vorbehalten, die Meliorationswerke kuͤnftig durch Errichtung 

und Un ung von mehreren Stauanlagen auf Koſten der Genoſſenſchaft 
zu vervollſtaͤndigen, falls die Intereſſenten darauf anfragen. Hieruͤber hat der 
BR om unter Genehmigung der Staats-Aufſichtsbehoͤrden zu be⸗ 
Nw: finden, er 


H. 4. 


5 Ein jeder Verbandsgenoſſe hat das Recht, das Waſſer von ſeinen Grund⸗ 
ſtücken in die Hauptgraͤben des Verbandes abzuleiten; die Zuleitung aber muß 
an den vom Schaudirektor zu bezeichnenden Punkten erfolgen. Die Anlegung 
und Unterhaltung der ſpeziellen Entwaͤſſerungsgraͤben iſt Sache jedes einzelnen 
Verbandsmitgliedes, welches dergleichen für feine Grundſtuͤcke bedarf. 

In den gemeinſchaftlichen Graͤben des Verbandes darf, abgeſehen von 
den im H. 3. gedachten Stauanlagen, von den einzelnen Verbandsmitgliedern 
nur mit jederzeit widerruflicher Genehmigung des Schaudirektors das Waſſer 
aufgeſtaut oder abgeleitet werden. 


„„ H. 5. 
Bei gepflicht Die Arbeiten des Verbandes werden unter Leitung der Beamten deſſelben 


an, auf gemeinſchaftliche Koſten ausgeführt. Zu dieſen Koſten, ſowie zur Beſol⸗ 
ie dung der Beamten des Verbandes und zur Verzinſung und Tilgung der zum 
Beſten des Verbandes aufgenommenen Schulden, haben die Genoſſen nach . 
Verhaͤltniß des Vortheils beizutragen. Der Beitragsfuß wird durch ein Ka⸗ 
taſter geregelt. 5 Be. 
| Das Kataſter wird von dem Königlichen Kommiſſarius unter Zuziehung 
zweier vom Vorſtande des Verbandes gewählten Sachverſtaͤndigen aufgeftellt, 
und demnaͤchſt den einzelnen Gemeindevorftänden, ſowie den Beſitzern der außer 
dem Gemeindeverbande ſtehenden Güter, extraktweiſe mitgetheilt. Zugleich iſt 
im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher 
das Kataſter bei den Gemeindevorſtanden oder dem Kommiſſarius eingeſehen 
und Beſchwerde dagegen bei dem letzteren angebracht werden kann. 5 
Der Kommiſſarius hat die Beſchwerden unter Zuziehung des Beſchwerde⸗ 
fuͤhrers, eines Vorſtandsmitgliedes und der erforderlichen, von der Regierung zu 
ernennenden Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. Mit dem Reſultate der Unter⸗ 
ſuchung werden die Beſchwerdeführer und das Vorſtandsmitglied bekannt ges 
macht. Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, fo wird das Ka⸗ 
taſter demgemaͤß berichtigt; anderenfalls werden die Akten an die Regierung zur 
Entſcheidung eingereicht. Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung 
der Entſcheidung iſt Rekurs dagegen an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaft⸗ 
llichen Angelegenheiten zulaͤſſig. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die 
KRNoſten derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. N 
Diaas feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung ausgefertigt und dem 
Vorſtande des Verbandes zugeſtellt. FE 
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Auch ſchon vor der Feſtſtellung des Kataſters kann die Regierung die 
Einziehung von Beiträgen nach der Flaͤche der betheiligten Grundſtuͤcke unter 
Vorbehalt der kuͤnftigen Ausgleichung anordnen. 5 
5 Nach Feſtſtellung des Kataſters koͤnnen Berichtigungen deſſelben, abgeſehen 
von den Fallen der Parzellirung oder Beſitzveraͤnderung, nur dann ſtattfinden, 
wenn erhebliche, fuͤnf Prozent uͤberſteigende Fehler in der bei Aufſtellung des 
Kataſters zum Grunde gelegten Vermeſſung nachgewieſen wurden. Ueber der⸗ 

gleichen Berichtigungen des Kataſters entſcheidet der Vorſtand des Verbandes. 


} 


H. 6. 


Die Verbandsgenoſſen ſind verpflichtet, den zur Ausfuͤhrung der Melio⸗ Beschränkung 1 
rationsanlagen erforderlichen Grund und Boden dem Verbande abzutreten. a 5 
Die Entſcheidung daruͤber, welche Grundflücke zu dieſem Zwecke abge 
treten werden müffen, ſteht bei eintretendem Streite der Regierung zu Danzig 
zu, mit Vorbehalt des in einer Praͤkluſiofriſt von ſechs Wochen einzulegenden a 
Rekurſes an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
5 Die Entſchaͤdigung fuͤr den abzutretenden Grund und Boden wird, wenn 
eine Einigung der Intereſſenten nicht ſtattfindet, auf dem in den $$. 45 — 51. 
0 Geſetzes vom 28. Februar 1843. vorgeſchriebenen Wege ermittelt und 
feſtgeſtellt. i ; 


H. 1% x SCH 
Der Vorſtand des Verbandes wird aus fünf Mitgliedern gebildet, und zwar: Innere Verf 


des Ver⸗ 
a) aus den jedesmaligen Beſitzern der drei betheiligten größeren Güter lade 
Krockow, Zarnowitz und Odergau, oder deren geſetzlichen Vertretern Borftand, 


5 


oder Bevollmächtigten; 


b) aus zwei Mitgliedern oder deren Stellvertretern, welche von den uͤbrigen 
Verbandsgenoſſen gewaͤhlt werden. 


Die Wahl der letzteren (ad b.) erfolgt auf ſechs Jahre; alle drei Jahre 
ſcheidet die Haͤlfte derſelben aus und wird durch Neuwahl erſetzt; die das erſte 
Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden 
koͤnnen wiedergewaͤhlt werden. f 

„Tritt während der Wahlperiode ein Vorſtandsmitglied oder Stellvertreter 
aus, ſo findet fuͤr den Reſt der Wahlperiode eine Neuwahl ſtatt. 


Das Amt der Vorſtandsmitglieder und Stellvertreter iſt ein unbeſoldetes 
Ehrenamt. f 


H. 8. 


„ Waͤhlbar zum Vorſtandsmitgliede und Stellvertreter (nach h. 7. ad b.) 
iiſt jeder großjaͤhrige Verbandsgenoſſe, welcher den Beſitz der buͤrgerlichen Rechte 
Q. 6030) 16* nicht 


nicht verloren hat, nicht Beamter des Verbandes ift und mindeſtens einen 
Beſitzſtand von zwanzig Morgen im Verbande hat; ferner die Paͤchter und 
Verwalter ſolcher Verbandsgenoſſen, welche ſelbſt waͤhlbar ſind, fuͤr die Dauer 
dieſes Verhaͤltniſſes. i a 


Mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit erlifcht die Wahl. 


F. 9. 


Die Wahl der Vorſtandsmitglieder und Stellvertreter (nach §. 7. ad b.) 
erfolgt unmittelbar durch die Verbandsgenoſſen nach Stimmenmehrheit, und 
zwar hat ein Jeder, welcher zwei bis dreißig Normalmorgen ( d. h. auf die 
hoͤchſte Beitragsklaſſe des Kataſters reduzirte Flache) im Verbande beſitzt, 
Eine Stimme, wer mehr als dreißig Normalmorgen beſitzt, fuͤr je dreißig 


8 Normalmorgen und den Ueberſchuß Eine Stimme. 


Stimmfaͤhig bei der Wahl iſt jeder großjaͤhrige Beſitzer eines zum Ver⸗ 
bande gehörigen Grundſtuͤcks von mindeſtens zwei Normalmorgen, welcher mit 
ſeinen Beitraͤgen zur Verbandskaſſe nicht im Ruͤckſtande iſt und den Vollbeſitz 
der buͤrgerlichen Rechte nicht verloren hat. So lange in dem Kataſter nicht 
eine Klaſſifikation der betheiligten Grundſtuͤcke nach verſchiedenen Beitragsklaſſen 
bewirkt worden, iſt die Stimmberechtigung nach der wirklichen Flaͤche des Beſitz⸗ 
ſtandes zu bemeſſen. Das Stimmrecht von moraliſchen Perſonen, Frauen oder 
Minderjährigen kann durch deren geſetzliche Vertreter oder Bevollmaͤchtigte 
ausgeuͤbt werden. Auch andere Wahlberechtigte konnen zur Ausuͤbung des 


Stimmrechts ihre Paͤchter oder Verwalter, oder einen anderen ſtimmfaͤhigen 54 


Genoſſen bevollmaͤchtigen. 


Gemeinſchaftliche Beſitzer muͤſſen durch einen aus ihrer Mitte oder einen 
gemeinſchaftlichen Bevollmaͤchtigten das Stimmrecht ausuͤben. 


H. 10. 


Das Wahlgeſchaͤft iſt durch den Landrath des Kreiſes Neuſtadt zu leiten 
und abzuhalten; derſelbe iſt jedoch befugt, ein Mitglied des Vorſtandes oder 
den Schaudirektor damit zu beauftragen. 

Zum Zwecke der Wahl wird eine Liſte der Waͤhler mit Angabe der 
Stimmenzahl von dem Schaudirektor, und bis dieſer beſtellt ſein wird, von 
dem Regierungskommiſſarius aufgeſtellt und vierzehn Tage hindurch auf dem 
landrathlichen Buͤreau zur Kenntniß der Betheiligten ausgelegt. Waͤhrend 
dieſer Zeit kann jeder der Betheiligten Einwendungen gegen die Liſte erheben. 
Die Entſcheidung uͤber dieſe Einwendungen, ſowie die Pruͤfung der Wahlen 
ſteht bei der erſten Wahl der Regierung zu Danzig, fuͤr die folgenden Wahlen 
aber dem Verbandsvorſtande zu. 


H. 11. 4 
Der Vorſtand hat uͤber alle Angelegenheiten des Verbandes zu b 1 
: un 


und die Verwaltung zu kontroliren. Er verſammelt ſich regelmäßig in jedem 


Jahre einmal zur Fruͤhjahrs⸗Grabenſchau, ſtellt den Etat feſt, nimmt die i 


Jahresrechnung ab und faßt die fonft nöthigen Beſchluͤſſe. 

Außerordentliche Verſammlungen des Vorſtandes koͤnnen vom Schau⸗ 
Direktor veranlaßt werden. 

Die Zuſammenberufung des Vorſtandes erfolgt unter Angabe der Ge⸗ 
genſtaͤnde der Verhandlung durch den Schaudirektor; Vorſtandsmitglieder, die 
am Erſcheinen verhindert ſind, muͤſſen die Vorladung ihrem Stellvertreter ohne 
Verzug mittheilen. 

Den Porſitz in den Vorſtandsſitzungen führt der Schaudirektor; Be⸗ 
ſchluͤſſe des Vorſtandes koͤnnen nur gefaßt werden, wenn außer dem Vorſitzen⸗ 
den zwei Mitglieder oder Stellvertreter zugegen ſind. N 


Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleich⸗ 


heit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


Die Beſchluͤſſe und die Namen der theilnehmenden Vorſtandsmitglieder 
find in ein beſonderes Buch einzutragen und vom Vorſitzenden und wenigſtens 
Einem Mitgliede der Verſammlung zu vollziehen. 


§. 12. 


An der Spitze der Verwaltung des Verbandes ſteht ein Schaudirektor, 
welcher von den Vorſtandsmitgliedern durch abſolute Stimmenmehrheit auf 


b) Schaudirck „ 
tor. . 


ſechs Jahre gewählt wird. Die Wahlverſammlung wird von dem Landrathe 


berufen und geleitet, jedoch ohne Stimmrecht und nur bei Stimmengleichheit 
mit entſcheidendem Votum. 

Waͤhlbar zum Schaudirektor iſt ein Jeder, der nach HH. 7. und 8. Vor⸗ 
ſtandsmitglied oder dazu waͤhlbar iſt. 


Die Wahl des Schaudirektors bedarf der Beſtaͤtigung der Regierung. 


Wird dieſe verſagt, ſo findet eine Neuwahl ſtatt, und wird auch dieſe nicht 
beftätigt oder die Neuwahl verweigert, fo fteht der Regierung die Ernennung 
für die ſechsjaͤhrige Wahlperiode zu. 
Das Amt des Schaudirektors iſt ein Ehrenamt; nur für baare Auslagen 
iſt ihm eine Verguͤtigung vom Vorſtande feſtzuſetzen. f 

In einzelnen Faͤllen kann derſelbe ſich durch ein Vorſtandsmitglied ver⸗ 
treten laſſen. a ; 

Der Schaudirektor wird durch den Landrath, die Vorſtandsmitglieder 
und Stellvertreter, ſowie die Beamten des Verbandes werden durch den Schau⸗ 
Direktor durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. ö 


§. 13. 


Der Schaudirektor iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ver⸗ 
bandes, vertritt denſelben Dritten gegenüber und handhabt die örtliche Polizei 
zum Schutze der Anlagen. 

Ar. 6030) Der⸗ 


e hat insbeſondere: 5 . Se ER 
a) die Verſammlungen des Vorſtandes zu berufen und als Vorſitzender 
. mit Stimmrecht zu leiten; „„ Be 
bp) den Entwurf des Etats und die Jahresrechnung dem Vorſtande in 
den Fruͤhjahrsverſammlungen vorzulegen; 


ch) die Beamten des Verbandes zu beaufjichtigen und die jährliche Graben⸗ 
ſchau mit dem Grabenwärfer und den Vorſtandsmitgliedern abzuhalten; 


d) die Beiträge zur Verbandskaſſe auszuſchreiben und von den Saͤumigen 
im Wege der adminiſtrativen Exekution beitreiben zu laſſen; 


e) die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſe mit Zuziehung 
eines Vorſtandsmitgliedes zu revidiren; 


() den Schriftwechſel für den Verband zu fuͤhren und die Urkunden fuͤr 
denſelben zu vollziehen; 


8) Vertraͤge und Vergleiche fuͤr den Verband abzuſchließen, jedoch bei 
n Gegenſtaͤnden von 50 Thalern und darüber mit Vorbehalt der Geneh⸗ 
migung des Vorſtandes oder auf Grund beſonderer Ermaͤchtigung 
odeſeelben. 5 a 
Die ſpezielle Beaufſichtigung der Anlagen des Verbandes wird durch 
Weinen Grabenwärter beſorgt. Dieſer wird vom Vorſtande angeſtellt und aus 
der Verbandskaſſe remunerirt. 5 
1 Der Grabenwaͤrter hat fuͤr die gehörige Unterhaltung der Meliorations⸗ 
anlagen zu ſorgen, die gewöhnlichen Unterhaltungsbauten zu veranſchlagen und 
zu leiten, und der jaͤhrlichen Fruͤhjahrsſchau beizuwohnen. 


H. 15. 


g Die Verbandskaſſe wird durch einen Rendanten verwaltet, welcher von 
dem Vorſtande gegen eine Remuneration aus der Verbandskaſſe auf Kuͤndigung 
und unter Kautionsbeſtellung angeſtellt wird. 


H. 16. 


4 Miniſter für 
fugniſſen, we | 

„„ 9. 17. Sr 

Uebergang. Biß zur Vollendung der projektirten Anlagen des Verbandes vertritt 


ungen, ein Kommiſſarius der Regierung die Stelle des Schaudirektors und leitet den 
Bau mit Huͤlfe eines vom Vorſtande gewaͤhlten Bautechnikers. Si & 
RR Die 


es Bal chn ers aus der Ber nd 
Die Ausführung der Meliorationsanlagen iſt 
der Regierung zu revidiren; die Baurechnung wird n 
andes von der Regierung dechargirt. ,, 
Auf Wunſch des Vorſtandes und mit Genehmigung der Regierung kann 
ſchon waͤhrend der Ausfuͤhrung des Meliorationsbaues ein Schaudirektor vom 
Vorſtande gewaͤhlt und mit der Leitung der Bauten beauftragt werden. 
Abänderungen des Statuts konnen nur unter landesherrlicher Geneh: 
migung erfolgen. ji ER 
UUlrkundlich unter Unferer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. a i 35 „ 
Gegeben Berlin, den 27. Februar 1865. 


ds) Wilheln. 


x 


Des Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 13. Februar 
4865. die von den Aktionairen der Danziger Privatbank in der Generalberſamm⸗ 
lung zu Danzig am 19. Maͤrz 1864. wegen Abaͤnderung ihres unterm 16. März, 
1857. landesherrlich beftätigten Statuts, ſowie des unterm 30. Juni 1858. Aller⸗ 
ochſt genehmigten Nachtrags zu dieſem Statut gefaßten Beſchluͤſſe zu geneh⸗ 
igen geruht. 8 = 
Deer Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem II. Nachfrage zu dem Statute wird 
7 5 das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Danzig bekannt gemacht 
werden. 5 8 | 5 


Berlin, den 2. Maͤrz 1865. 


Der Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arb eiten. 
Gr. v. Itzenplitz. 5 


Der Finanzminister. 
v. Bodelſchwingh. 


& 


z 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. : 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober » Hofbuchdruderei 
4 (R. v. Decker). 


